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Wird ein Unternehmen in zwei oder mehr separate Unter­
nehmen aufgespalten, so werden die De-minimis-Beihilfen, 
die dem Unternehmen vor der Aufspaltung gewährt wurden, 
demjenigen Unternehmen zugewiesen, dem die Beihilfen 
zugutekommen, also grundsätzlich dem Unternehmen, das 
die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-minimis­
Beihilfen verwendet wurden. 

5. Förderung als verlorener Zuschuss 

Die Förderung ist auf die Gewährung eines (verlorenen) 
Zuschusses begrenzt. Insoweit bezieht sich der in Num­
(Tler 4 festgesetzte Höchstbetrag auf den Fall einer Barzu­
wendung. Bei den eingesetzten Betragen sind die Brutto­
beträge, das heißt die Beträge vor Abzug von Steuern 
und sonstigen Abgaben, zugrunde zu legen. In mehreren 
Tranchen gezahlte Beihilfen werden zum Zeitpunkt ihrer 
Gewährung abgezinst. Der Zinssatz, der für die Abzinsung 
und die Berechnung des Bruttosubventionsäquivalents 
anzusetzen ist, ist der zum Zeitpunkt der Gewährung gel­
tende Abzinsungssatz. 

6. Kumulierung 

De-minimis-Beihilfen dürfen weder mit staatlichen Bei­
hilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten noch mit staat­
lichen Beihilfen für dieselbe Risikofinanzierungsmaßnah­
me kumuliert werden, wenn die Kumulierung dazu f~hren 
würde, dass die höchste einschlägige Beihilfeintensität 
oder der höchste einschlägige Beihilfebetrag, die oder der 
im Einzelfall in einer Gruppenfreistellungsverordnung oder 
einem Beschluss der Kommission festgelegt ist, über­
schritten wird. De-minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug auf 
bestimmte beihilfefähige Kosten gewährt werden und kei­
nen solchen Kosten zugewiesen werden können, dürfen 
mit anderen staatlichen Beihilfen kumuliert werden, die auf 
der Grundlage einer Gruppenfreistellungsverordnung oder 
eines Beschlusses der Kommission gewährt wurden. 

7. Besonderes Verfahren 

Vor Gewährung der Beihilfe hat das betreffende Unter­
nehmen seinerseits schriftlich in Papierform oder in elek­
tronischer Form jede De-minimis-Beihilfe anzugeben, die 
es in den vorangegangenen zwei Steuerjahren sowie im 
laufenden Steuerjahr erhalten hat. 

Beabsichtigt die bewilligende Stelle, einem Unternehmen 
eine De-minimis-Beihilfe zu gewähren, teilt die bewilligende 
Stelle dem Unternehmen schriftlich die voraussichtliche 
Höhe der Beihilfe (ausgedrückt als Bruttosubventionsäqui­
valent) mit und setzt es unter ausdrücklichen Verweis auf 
die hier zugrunde liegende Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 
mit Angabe ihres Titels und der Fundstelle im Amtsblatt 
der Europäischen Union davon in Kenntnis, dass es sich 
um eine De-minimis-Beihilfe handelt. 

Dem Unternehmen kann alternativ ein Festbetrag mitge­
teilt werden, der dem auf der Grundlage dieser Richtlinien 
gewährten Beihilfehöchstbetrag entspricht. In diesem Fall 
ist für die Feststellung, ob der Beihilfehöchstbetrag nach 
Nummer 4 eingehalten worden ist, dieser Festbetrag maß­
gebend. 

Die bewilligende Stelle gewährt eine neue De-minimis­
Beihilfe erst, nachdem sie sich vergewissert hat, dass der 
Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen, den das Unter­
nehmen in Deutschland in dem betreffenden Steuerjahr 
sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren erhalten 
hat, den in Nummer 4 genannten Höchstbetrag nicht über­
schreitet und sämtliche Voraussetzungen der Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 erfüllt sind. · 

8. Dokumentationspflicht 

Die bewilligende Stelle sammelt und registriert sämtliche 
mit der Anwendung dieser Anlage zusammenhängenden 
Informationen. Die Aufzeichnungen müssen Aufschluss 
darüber geben, ob die Bedingungen für die Anwendung 
der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 erfüllt worden sind. Die 
Aufzeichnungen über De-minimis-Einzelbeihilfen sind vom 
Zeitpunkt ihrer Gewährung an zehn Jahre lang aufzube­
wahren; bei Beihilferegelungen beträgt die Aufbewahrungs­
frist zehn Jahre ab dem Zeitpunkt, zu dem letztmals eine 
Einzelbeihilfe nach der betreffenden Regelung gewährt 
wurde. Die bewilligende Stelle übermittelt über das für Wirt­
schaftsrecht zuständige Ministerium des Landes Sachsen­
Anhalt und das für die Notifizierung zuständige Bundesmi­
nisterium an die Europäische Kommission auf deren 
schriftliches Ersuchen hin innerhalb von zwanzig Arbeits­
tagen oder einer von ihr in dem Auskunftsersuchen festge­
setzten längeren Frist alle Informationen, die diese benötigt, 
um zu beurteilen, ob die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 
eingehalten wurde. 

1. Ministerium für Infrastruktur 
und Digitales 

9112 
Straßen- und Brückenbautechnik; 

Technische Lieferbedingungen für Bodenmaterialien 
und Baustoffe für den Erdbau im Straßenbau, 

Ausgabe 2020 
(TL BuB E-StB 20) 

RdErl. des MIO vom 5. November 2021 - 36/3110/21 

Bezug: 
a) Allgemeines Rundschreiben Straßenbau Nr. 26/2020 des BMVI vom 

18. November 2020 (VkBI. 2021 S. 310) 
b) RdErl. des MLV vom 28. August 2014 (MBI. LSA S. 521) 

1. Einführung 

Die Technischen Lieferbedingungen für Bodenmateria­
lien und Baustoffe für den Erdbau im Straßenbau, Ausgabe 
2020 (TL BuB E-Stß 20) wurden von der Forschungs­
gesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e. V. im Be- · 
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nehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr und digi­
tale Infrastruktur und den obersten Straßenbaubehörden 
der Länder aufgestellt und mit dem Bezugs-RdSchr. zu a 
bekannt gegeben. Sie ersetzen die Technischen Liefer­
bedingungen für Böden und Baustoffe im Erdbau des 
Straßenbaus, Ausgabe 2009 (TL BuB E-StB 09). 

Das Regelwerk enthält stoffspezifische erdbautech­
nische und umweltrelevante Anforderungen an Boden­
materialien und Baustoffe, die zur Herstellung von Erdbau­
werken vor allem nach den ZTV E-StB (FGSV Nr. 599) 
eingesetzt werden. Nach der Erläuterung von Begrifflich­
keiten und einigen Ausführungen zu Grundsätzen, wird 
mit dem Abschnitt 2 „Anforderungen" ausführlich auf die 
erforderlichen Eigenschaften von Bodenmaterialien und 
Baustoffen für den Gültigkeitsbereich der TL BuB E-StB 20 
eingegangen. Aufgeführt sind Bodenmaterial , Bodenmate­
rial mit Fremdbestandteilen, rezyklierte Baustoffe, Eisen­
hüttenschlacken, Metallhüttenschlacken, Hausmüllverbren­
nungsaschen, Kraftwerksnebenprodukte, Gießereirück­
stände sowie mineralische Baustoffe aus Bergbautätigkeit. 
Weitere Abschnitte gehen auf Güteüberwachung, Be­
schreibung und Bezeichnung sowie Kennzeichnung ein. 
Enthalten sind ebenfalls ausführliche Anhänge beispiels­
weise zu Sieblinienbereichen von Waschbergen sowie zur 
Güteüberwachung inklusive Anlagen zu Prüfungen und 
Prüfhäufigkeiten für Bodenmaterialien und Baustoffe sowie 
einem Muster für einen Vertrag über die Durchführung der 
Fremdüberwachung zwischen Prüfstelle und Hersteller. 

Näheres ist dem Bezugs-RdSchr. zu a zu entnehmen. 
Hiermit werden die TL BuB E-StB 20 für_ den Geschäfts­
bereich der Straßenbauverwaltung Sachsen-Anhalt mit 
den Maßgaben der Nummer 2 eingeführt. 

2. Maßgaben 

Bei der Anwendung der TL BuB E-StB 20 sind folgende 
Maßgaben zu beachten: 

a) Dem Abschnitt 1.1 Abs. 4 werden folgende Absätze 5 
und 6 angefügt: 
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„Bei Ausschreibungen von Baumaßnahmen der Landes­
straßenbaubehörde Sachsen-Anhalt (LSBB), denen die 
TL BuB E-StB 20 zu Grunde liegen und die die Anlie­
ferung von Bodenmaterialien für Erdbauwerke beinhal­
ten, sind grundsätzlich Lieferungen von Bodenmaterial 
bis zu einer Einbauklasse Z 1.1 auszuschreiben. Die 
Einbauklasse Z 1.1 gemäß dem Modul „Regelungen für 
die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen 
zum Leitfaden zur Wiederverwendung und Verwertung 
von mineralischen Abfällen in Sachsen-Anhalt" (https:// 
mule.sachsen-anhalt.de/umwelt/abfall/abfallarten/) er­
möglicht eine offene, eingeschränkte Verwertung. 

Ebenfalls ist in die Ausschreibung aufzunehmen, dass 
Nebenangebote mit Lieferungen von Böden bis zu einer 
Einbauklasse Z 2 gemäß dem Modul „Regelungen für 
die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen 
zum Leitfaden zur Wiederverwendung und Verwertung 
von mineralischen Abfällen in Sachsen-Anhalt" zulässig 
sind . In diesem Fall hat der Bieter mit Angebotsabgabe 
nachzuweisen, welche Bauweise gemäß „Merkblatt 
über Bauweisen für technische Sicherungsmaßnahmen 

beim Einsatz von Böden und Baustoffen mit umwelt­
relevanten Inhaltsstoffen im Erdbau" (M TS E), FGSV­
Nr. 559, ausgeführt wird." 

b) Dem Abschnitt 1.2 Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
angefügt: 

„Die Baustoffe Schmelzkammergranulat (SKG), Kessel­
asche (SKA), Gießereirestsand (GRS), Gießerei-Kupol­
ofenstückschlacken (GKOS), Sekundärmetallurgische 
Schlacken (SEKS), Edelstahlschlacken (EDS), Hütten­
mineralstoffg.emische (HMGM) dürfen auf Grund fe.h­
lender anwendungs- und baupraktischer Erfahrungen 
nur nach Zustimmung durch das Landesamt für Umwelt­
schutz Sachsen-Anhalt, Fachbereich Abfallwirtschaft, 
Bodenschutz, Anlagentechnik, Wasserwirtschaft ver­
wendet werden. Für Angebote im Geschäftsbereich der 
LSBB ist überdies die Zustimmung durch die LSBB, 
Fachgruppe Bautechnik, Prüf- und Kalibrierstelle, erfor­
derlich. Die Zustimmung zur Verwendung ist vom Bieter 
mit Angebotsabgabe vorzulegen. " 

c) In Abschnitt 1.3 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Begriffsbestimmung zu „Bodenmaterial (BM)" 
erhält folgende Fassung: 

„Bodenmaterial (BM) gemäß den TL BuB E-StB ist 
von einem Verarbeitungsbetrieb gesammeltes und 
aufbereitetes Material aus Boden und/oder Fels 
nach den ZTV E-StB, Abschnitt 1.4.2 bis 1.4.3 glei­
cher oder unterschiedlicher Herkunft, das für die 
Errichtung von Erdbauwerken geliefertwird. 

Bodenmaterialien mit Fremdbestandteilen :s; 10 Vol.-% 
gelten ebenfalls als Bodenmaterial. 
Anmerkung: Die 10 Vo/.-% Grenze wird auch als Erkennbarkeits­
grenze von Fremdbestandteilen bezeichnet." 

bb) Die Begriffsbestimmung zu „Bodenmaterial mit 
Fremdbestandteilen (BMF)" erhält folgende Fas­
sung: 

„Bodenmaterial mit Fremdbestandteilen (BMF) ge­
mäß den TL BuB E-StB ist von einem Verarbeitungs­
betrieb gesammeltes und aufbereitetes Material 
aus Boden und Fels nach den ZTV E-StB, Ab­
schnitt 1.4.2 bis 1.4.4 gleicher oder unterschied­
licher Herkunft, das für die Errichtung von Erdbau­
werken geliefert wird . Es enthält Fremdbestandteile 
> 10 Vol.-% und bis< 50 M.-%. Bodenmaterial mit 
Fremdbestandteilen :2'. 50 M.-% sind rezyklierte Bau­
stoffe. 

cc) Die Begriffsbestimmung zu „Rezyklierte Baustoffe 
(RC)" erhält folgende Fassung: · 

„Rezyklierte Baustoffe (RC) gemäß den TL BuB 
E-StB sind rezyklierte Gesteinskörnungen sowie 
Bodenmaterial mit Fremdbestandteilen :2'. 50 M.~% . " 

d) Dem Abschnitt 2.1 Abs. 4 werden folgende Absätze 6 
bis 7 angefügt: 

„Abweichend zu der in Anhang A, Tabelle A. 1 „Im Rah­
men der Erstprüfung und der Güteüberwachung einzu­
haltende Richt- und Grenzwerte für das Eluat" enthal­
tenen Baustoffe werden für die in nachfolgender Tabelle 
angegebenen Baustoffe Änderungen oder Ergänzungen 
durch die Tabelle 1 der Anlage vorgenommen : 
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Baustoff Richt- und Richt- und 
Grenzwerte Grenzwerte 

werden werden 
ergänzt ersetzt 

Hausmüllverbrennungs- X 

asche (HMVA) 

Gießereirestsande X 

(GRS) 

Recycling-Baustoffe (RC) X 

Braunkohlenflugasche X 

(BFA) 

Haldenberge Kupfer- X 

schlacke (HbCu) 

Die im Anhang A enthaltene Tabelle A. 2 „Zulässige 
Überschreitungen" gilt nicht. 
Sie wird durch die Tabelle 2 „Im Rahmen der Erstprüfung 
und der Güteüberwachung einzuhaltende Richtwerte für 
Feststoffgehalte" der Anlage ersetzt und ist für Boden­
material und die Baustoffe Hausmüllverbrennungsasche 
(HMVA), Gießereirestsand (GRS), Rezyklierte Baustoffe 
(RC) anzuwenden. 

Die in den Tabellen 1 und 2 aufgeführten Zuordnungs­
werte stellen die Obergrenze (Z 2) für den Einbau dieser 
Bodenmaterialien und Baustoffe dar. Für Zuordnungs­
werte < Z 2 sowie für nicht in den Tabellen 1 und 2 
enthaltenen Bodenmaterialien und Baustoffe gelten die 
„Regelungen für die stoffliche Verwertung von minera­
lischen Abfällen zum Leitfaden zur Wiederverwendung 
und Ver-wertung von mineralischen Abfällen in Sach­
sen-Anhalt. " 

e) Abschnitt 2.7.2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 ein­
gefügt: 

„Bei der Bestimmung von Korngrößenverteilung 
und Proctordichte sind das Wasseraufnahmeverhal­
ten und die Veränderung der Kornzusammenset­
zung zu berücksichtigen." 

bb) Die bisherigen Absätze 3 bis 9 werden Absätze 4 
bis 10 

f) Dem Abschnitt 2.8.3.1 Abs. 2 folgende Anmerkung an­
gefügt: 

„Anmerkung: Das Verdichtungsverhalten der Steinkohlenflugasche ent­
spricht nicht dem eines Bodens mit vergleichbarer Körnung." 

g) Anhang C wird wie folgt geändert: 

aa) Abschnitt 2.1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Vertrag über die Durchführung der 
Fremdüberwachung ist der LSBB, Fachgrup­
pe Bautechnik, Prüf- und Kalibrierstelle vor­
zulegen ." 

bbb) Absatz 8 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für die einer Güteüberwachung unterliegen­
den Produkte ist ein Sortenverzeichnis zu füh­
ren . Im Sortenverzeichnis sind anzugeben : 

• Name und Anschrift des Herstellers 
• Fremdüberwachungsstelle 
• Datum 
• Nummer des Sortenverzeichnisses 

• Eigenschaften der Bodenmaterialien und 
Baustoffe gemäß Anhang C, Anlage 1." 

bb) Abschnitt 2.4 wird wie folgt geändert: 

aaa) Der einzige Absatz wird Absatz 1. 

bbb) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 
bis 4 angefügt: 

„Die erstellten Fremdüberwachungszeugnisse 
müssen neben den Kennwerten folgende An­
gaben enthalten: 

• Datum der Probenahme 
• Probenehmer (namentlich benannt) 
• Entnahmestelle 
• Benennung des Eigenüberwachers 
• zugrunde gelegtes Regelwerk/Verweis auf 

länderspezifische Regelungen 
• Überwachungszeitraum für den Verwen-

dungszweck 
• Auflbereitungstechnologie 
• Aussagen zur WPK 
• Probenahmeprotokoll 
• Probenauflbereitungsprotokoll. 

Ein Bezug im Fremdüberwachungszeugnis zu 
noch gültigen Prüfergebnissen muss immer 
eindeutig sein. 

Werden Prüfungen an eine andere Prüfstelle 
yergeben, sind die Ergebnisse dieser Prü­
fungen im Fremdüberwachungszeugnis an­
zugeben und zu kennzeichnen. Die Fremd­
überwachungszeugnisse sind der LSBB, 
Fachgruppe Bautechnik, Prüf- und Kalibrier­
stelle zu übergeben. Wiederholungsprüfun­
gen sind unter Angabe der Gründe als solche 
zu kennzeichnen." 

cc) Dem Abschnitt 2.6 Abs. 2 werden folgende Absätze 
angefügt: 

„Die güteüberwachten Hersteller von Bodenmate­
rialien und Baustoffen für den Erdbau werden in 
der LSBB in einer Liste mit dem Titel „Liste der 
güteüberwachten Hersteller von Bodenmaterialien 
und Baustoffen für den Erdbau im Straßenbau" ge­
führt und auf der Internetseite des Landes Sach­
sen-Anhalt veröffentlicht unter: https://lsbb.sachsen­
an halt. de/service/bautechnische-i nformationen/." 

Das Sortenverzeichnis ist unter Bezugnahme des 
jeweils aktuellen Fremdüberwachungszeugnisses 
sowie die Einhaltung der Anforderungen der Fremd­
überwachung gemäß TL BuB E-StB 20 die Grund­
lage für die Aufnahme der Bodenmaterialien und 
Baustoffe in die oben genannte Liste in Sachsen­
Anhalt. Mit dieser Liste werden Vorbemerkungen 
mit Hinweisen veröffentlicht, die für die Listung der 
Bodenmaterialien und Baustoffe zu beachten sind. 

Die Gültigkeitsdauer der Einträge in die „Liste der 
güteüberwachten Hersteller von Bodenmaterialien 
und Baustoffen für den Erdbau im Straßenbau" ist 
abhängig vom Tag der Probenahme für die zugrun­
deliegenden Prüfungen. Grundsätzlich ergibt sie 
sich auf den Tag genau und unter Beachtung der 
in der Anlage 1 der TL BuB E-StB 20 verankerten 
Prüfturnusse zuzüglich einer Bearbeitungs- und 
Toleranzzeit von 2 Monaten. Bei der Güteüberwa­
chung ist durch die Prüfstelle zu beachten, dass für 
einzelne Prüfergebnisse von Eigenschaften unter­
schiedliche Mindestprüfhäufigkeiten festgelegt sind, 
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sodass sich dadurch die Gültigkeitsdauer der Ein­
träge verringern kann. 

Treten Schwankungen in der Qualität auf, kann sich 
die Prüfhäufigkeit auch erhöhen. In diesem Fall sind 
qualitätssichernde Maßnahmen durch den Herstel­
ler unter Hinzuziehung der Prüfstelle festzulegen ." 

dd) In Anlage 1 Spalte 2 Nr. 5 wird folgender Satz ein­
gefügt: 

„Für Braunkohlenflugasche ist die Korngrößenver­
teilung gemäß TP Gestein-StB, Teil 4.1.3 zu er­
mitteln." 

3. Hinweise 

Die TL BuB E-StB 20 können bei der FGSVVerlag GmbH, 
Wesselinger Str. 17, 50999 Köln, bezogen werden (FGSV 
Nr. 597). 

4. Empfehlung für die Kommunen 

Den kommunalen Baulastträgern wird im Interesse einer 
einheitlichen Handhabung empfohlen , die die TL BuB 
E-StB 20 mit ihren Änderungen für die in ihren Zuständig­
keitsbereichen liegenden Straßen ebenfalls anzuwenden. 

5. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieser RdErl. tritt am Tage nach der Veröffentlichung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt der Bezugs-RdErl. zu b außer Kraft. 

An 
die Landesstraßenbaubehörde. Sachsen-Anhalt 
das Landesverwaltungsamt 
die Landkreise, kreisfreien Städte, Städte und Gemeinden 

Anlage 
(zu Nummer 2 Buchst. d) 

Tabelle 1: Im Rahmen der Erstprüfung und der Güteüberwachung einzuhaltende Richtwerte für das Eluat 

Baustoff HMVA HbCu RC GRS1l BFA2l 

Zuordnungswert Z2 Z2 Z2 Z2 Z2 

pH-Wert3> - 7-13 6-10 7 - 12,5 8-13 

EI. Leitfähigkeit3l µS/cm 6000 3000 11500 

Chlorid mg/I 250 2504> 50 

Sulfat mg/I 600 600 600 1800 

Cyanid (1. fr.) mg/I 0,02 

Fluorid mg/I 3 

DOC mg/1 250 

Phenolindex µg/I 100 1000 

Arsen µg/I 50 5 

Blei µg/I 50 100 5 

Cadmium µg/I 5 5 6 

Chrom, ges. µg/I 50 100 75 

Kupfer µg/I 300 200 100 

Nickel µg/I 40 100 60 

Quecksilber µg/I 1 2 2 

Vanadium µg/I 

Zink µg/1 300 400 100 

Phenolindex µg/I 

Ammonium-Stickstoff µg/I 8000 

Wasserlöslicher Anteil 
(Abdampfrückstand)5l M.-% 3 

l) Für das Land Sachsen-Anhalt wird festgelegt, dass Gießereisande unter Einhaltung der Anforderungen für einen Einbau in Technischen Sicherungsmaß­
nahmen und beschränkt auf den Einsatz in Asphalttragschichten unter wasserundurchlässiger Deckschicht verwertet werden können. In diesem Fall kann 
die Untersuchung auf Arsen und Schwermetalle entfal len. • 

2
) Bei Überschreitung der Grenzwerte ist eine umwelttechnische Zustimmung zu( Verwendung durch die zuständige Behörde (im Regelfall untere Abfallbehörde) 

einzuholen. Das Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt, Fachbereich Abfallwirtschaft , Bodenschutz, Anlagentechnik, Wasserwirtschaft kann die 
zuständige Behörde fachlich unterstützen. 

3l Kein Grenzwert; stofftypischer Bereich: Bei Abweichungen ist die Ursache zu prüfen. Die Abweichung selbst soll nicht automatisch zum Ausschluss von 
der Verwertung führen. 

4> Für die Verwendung von AKR-geschädigten Fahrbahndeckenbeton in Ausnahmefällen 300 mg/L und Verwendung Technischen Sicherung sbauweisen 
gemäß Modul „Regelungen für die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen zum Leitfaden zur Wiederverwendung und Verwertung von mineralischen 
Abfällen in Sachsen-Anhalt". Die fachtechnische Zustimmung des LSBB, FG 224 ist einzuholen. 

S) Der wasserlösliche Anteil kann gleichwertig zu Chlorid und Sulfa t angewandt werden. 
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Tabelle 2: Im Rahmen der Erstprüfung und der Güteüberwachung einzuhaltende Richtwerte für Feststoffgehalte 

Baustoff HMVA GRS 

Kenngröße 

Zuordnungswert Z2 Z2 

EOX mg/kg 3 3 

Kohlenwasserstoffe mg/kg 150 

LHKW mg/kg 

BTX mg/kg 

TOC M.-% 32) 

PAK (EPA) mg/kg 20 

Benzo(a)pyren mg/kg 

PCB 4> mg/kg 

Blei mg/kg 10Q5) 

Cadmium mg/kg 5s> 

Chrom, ges. mg/kg 6005) 

Nickel mg/kg 3005) 

Zink mg/kg 5005) 

Arsen mg/kg 

Kupfer mg/kg 

Thallium mg/kg 

Quecksilber mg/kg 

Cyanide, ges. mg/kg 

1
> Die angegebenen Werte gelten für Kohlenwasserstoff-Verbindungen von C10 bis C22. 

2> Gilt nur für Altanlagen. 

RC Boden-
material 

Z2 Z2 

10 10 

10006) 10001> s> 

1 

1 

5 

757> (100)3> 30 

3 

1 0,5 

700 

10 

600 

500 

1500 

150 

400 

7 

5 

10 

Untersuchungen zeigen, dass rund 2/3 des TOC aus elementarem (inertem) Kohlenstoff bestehen (siehe Kowalczyk, Schirmer und Trupj:lat: VGB Kraft­
werkstechnik 1995 H. 11 S. 961-967). 

3> Werte bis 100 mg/kg sind zulässig unter fol9enden Bedingungen: 
Die erhöhten PAK-Gehalte sind auf pechhaltige Anteile zurückzuführen. 
Es handelt sich um Baumaßnahmen im klassifizierten Straßenoberbau bzw. Verkehrsnächenoberbau (ausgenommen Wirtschaftswegebau). 
Es handelt sich um eine größere Baumaßnahme (eingebauter Recycling-Baustoff > 500 m3). 

Es darf sich nicht um Flächen handeln, auf denen mit häufigen Aufbrüchen gerechnet werden muss. 
Die Recyclinganlage muss einer regelmäßigen Güteüberwachung unterliegen. 

4> Nachzuweisen nur bei spezifischem Verdacht. 
5> Werte sind zu erheben und zu dokumentieren. Sie stellen allein kein Ausschlusskriterium ·dar. Dies gilt z.B. für erhöhte Chromgehalte bei Chromitsanden. 

Bei Überschreitung ist die Ursache zu prüfen. Erfahrungsgemäß können die Schwermetallgehalte in GRS aus. Buntmetallgießereien relevant sein. 
5> Überschreitungen, die auf Asphaltanteile zurückzuführen sind, stellen keine Ausschlusskriterien dar. 
7) Im Einzelfall kann bis zu dem in den Klammern genannten Wert abgewichen werden. 

B) Der Gesamtgehalt, bestimmt nach E DIN EN 14039 (C 10 - C40) darf insgesamt 2000 mg/kg TS nicht überschreiten. 

Herausgegeben vom Ministerium für Justiz und Verbraucherschutz des Landes Sachsen-Anhalt. 
Verlag, Gesamtherstellung und Vertrieb: Freyburger Buchdruckwerkstätte GmbH, Am Gewerbepark 15, 06632 Freyburg (Unstrut), 
Telefon: (03 44 64) 30 40; Telefax: (03 44 64) 2 80 67; E-Mail : verlag@fb1 .de. 
Erscheint nach Bedarf; laufender Bezug; Einzelexemplare durch den Verlag 
Bezugspreise: 
a) Abonnement: 117,60 € jährlich E1insch ließlich Mehrwertsteuer im Inland; Kündigung nur zum Ende des Kalenderjahres spätestens drei Monate 

vor Jahresende; 
b) Einzelnummer je angefangene 16 Seiten 1,53 € einschließlich Mehrwertsteuer, jedoch zuzüglich Versandkosten 
Internet: http://www.landesrecht-sachsen-anhalt.info 
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